
321 Straftaten gegen die Persönlichkeit §114

§114
Fahrlässige Tötung

(1) Wer fahrlässig einen Menschen tötet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft.

(2) Ein schwerer Fall liegt vor, wenn
1. mehrere Menschen getötet werden oder
2. die fahrlässige Tötung auf einer rücksichtslosen Verletzung von Bestimmun­

gen zum Schutze von Leben und Gesundheit der Menschen beruht oder der 
Täter seine Sorgfaltspflichten im gesellschaftlichen Zusammenleben in be­
sonders verantwortungsloser Weise verletzt.
In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
fünf Jahren bestraft. Liegen die Voraussetzungen der Ziffern 1 und 2 zugleich 
vor, kann die Freiheitsstrafe bis auf acht Jahre erhöht werden.

1. Da das Strafgesetzbuch sowie an­
dere Gesetze, z. B. das Lebensmittelge­
setz, für den Arbeits- und Brandschutz, 
den Straßenverkehr u. a. Bereiche spe­
zielle Straftatbestände für fahrlässige 
Körperverletzung und fahrlässige Tö­
tung enthalten und die fahrlässige Ver­
ursachung des Todes oder einer schwe­
ren Körperverletzung Tatbestandsmerk­
mal schwerer Fälle ist (z. B. §§ 121 
Abs. 2 Ziff. 2, Abs. 3; 142 Abs. 2), kom­
men die §§ 114 bzw. 118 vor allem zur 
Anwendung.
— bei der Betreuung und Beaufsichti­

gung von Kindern und Jugendlichen 
(z B. Bade- und Sportunfälle), sofern 
nicht die Tatbestandsvoraussetzun­
gen der §§ 120 oder 142 vorliegen,

— im Jagdwesen und im Umgang mit 
KK- und Luftdruckgewehren,

— im Bereich medizinischer Tätigkeit,
— in sonstigen Fällen des täglichen Le­

bens (z. B. bei Auseinandersetzungen 
zwischen Bürgern, beim Umgang mit 
Geräten und Maschinen im Haus­
halt).

2. Voraussetzung für die Verwirk­
lichung des Tatbestands (Abs. 1) ist die 
Tötung eines Menschen und der Nach­
weis einer Pflichtverletzung durch den 
Täter. Die Pflichten ergeben sich aus § 9, 
soweit sie den Charakter von Erfolgsab­
wendungspflichten haben (vgl. Anm. zu 
§ 9). Sind Pflichten nicht oder nur zum

Teil schriftlich festgelegt, z. B. im Be­
reich der medizinischen Tätigkeit, gilt 
es, mit Hilfe von Beweismitteln — insbe­
sondere Sachverständigengutachten — 
pflichtenbegründende Berufsregeln usw. 
für die konkrete Entscheidungssituation 
festzustellen. Die Pflichtverletzung kann 
sowohl in einem Tun als auch in einem 
Unterlassen bestehen. So begeht z. B. 
eine Pflichtverletzung durch Tun, wer 
einem Menschen infolge unsachgemäßen 
Umgangs mit einem Haushaltsgerät so 
schwere Verbrennungen zufügt, daß er 
stirbt. Hingegen begeht z. B. der Auf­
sichtspflichtige, der die ihm aus der 
Badeordnung für Gruppen von Kindern 
und Jugendlichen in Gewässern und 
Schwimmbädern obliegenden Pflichten 
nicht wahr nimmt, eine Pflichtverletzung 
durch Unterlassen, wenn er den Nicht­
schwimmerbereich nicht abgrenzt oder 
keine Übersicht über badende Schüler 
hat, so daß es zum Tod eines Schülers 
durch Ertrinken kommt (OG-Urteil vom 
28. 12. 1971/5 Zst 8/71, OGNJ 1974/9, 
S. 277 f., OGSt Bd. 15, S. 118).

3. Die Pflichtverletzung muß Ursache 
für den Eintritt des Todes sein. Auf der 
objektiven Seite des Tatbestands ist des­
halb zu prüfen, ob zwischen dem pflicht­
widrigen Tun oder Unterlassen einer 
verantwortlichen Person und den Fol­
gen Kausalzusammenhang besteht (vgl. 
Vorbemerkung zu § 7).
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